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ABKOMMEN ZWISCHEN DEN VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA UND DER RUSSISCHEN 
FÖDERATION ÜBER SICHERHEITSGARANTIEN


Inoffizielle Übersetzung


 


Entwurf


 


Die Vereinigten Staaten von Amerika und die Russische Föderation, nachstehend die 
"Vertragsparteien" genannt,


lassen sich von den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen, der Erklärung von 1970 über 
die Grundsätze des Völkerrechts betreffend die freundschaftlichen Beziehungen und die 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten in Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten 
Nationen, der Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa von 
Helsinki von 1975 sowie von den Bestimmungen der Erklärung von Manila von 1982 über die 
friedliche Beilegung von Streitigkeiten, der Europäischen Sicherheitscharta von 1999 und der 
Gründungsakte von 1997 über gegenseitige Beziehungen, Zusammenarbeit und Sicherheit 
zwischen der Nordatlantikvertrags-Organisation und der Russischen Föderation leiten,


unter Hinweis auf die Unzulässigkeit der Androhung oder Anwendung von Gewalt in einer Weise, 
die mit den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen unvereinbar ist, sowohl in 
ihren gegenseitigen als auch in ihren internationalen Beziehungen im Allgemeinen,


Unterstützung der Rolle des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, der die Hauptverantwortung 
für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit trägt,


in der Erkenntnis, dass es gemeinsamer Anstrengungen bedarf, um auf die modernen 
Sicherheitsherausforderungen und -bedrohungen in einer globalisierten und interdependenten 
Welt wirksam zu reagieren,


in Anbetracht der Notwendigkeit der strikten Einhaltung des Grundsatzes der Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten, einschließlich des Verzichts auf die Unterstützung von 
Organisationen, Gruppen oder Einzelpersonen, die zu einem verfassungswidrigen Machtwechsel 
aufrufen, sowie auf die Durchführung von Maßnahmen, die auf eine Änderung des politischen 
oder sozialen Systems einer der Vertragsparteien abzielen,


in Anbetracht der Notwendigkeit, zusätzliche wirksame und schnell einsetzbare Mechanismen der 
Zusammenarbeit zu schaffen oder die bestehenden zu verbessern, um aufkommende Fragen und 
Streitigkeiten durch einen konstruktiven Dialog auf der Grundlage der gegenseitigen Achtung und 
Anerkennung der Sicherheitsinteressen und -belange der jeweils anderen Vertragspartei zu regeln 
und angemessene Antworten auf Sicherheitsherausforderungen und -bedrohungen zu erarbeiten,


in dem Bestreben, jede militärische Konfrontation und jeden bewaffneten Konflikt zwischen den 
Vertragsparteien zu vermeiden, und in dem Bewußtsein, daß ein direkter militärischer 
Zusammenstoß zwischen ihnen den Einsatz von Kernwaffen zur Folge haben könnte, was 
weitreichende Folgen haben würde,


in Bekräftigung der Tatsache, daß ein Atomkrieg nicht gewonnen werden kann und niemals 
geführt werden darf, und in Anerkennung der Notwendigkeit, alle Anstrengungen zu unternehmen, 
um die Gefahr des Ausbruchs eines solchen Krieges zwischen Staaten, die über Atomwaffen 
verfügen, zu verhindern,


in Bekräftigung ihrer Verpflichtungen aus dem Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten von 
Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über Maßnahmen zur Verringerung 
der Gefahr des Ausbruchs eines Atomkriegs vom 30. September 1971, dem Abkommen zwischen 
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der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika und der Regierung der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Verhütung von Zwischenfällen auf und über der Hohen 
See vom 25. Mai 1972 das Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Einrichtung von Zentren zur Verringerung 
nuklearer Risiken vom 15. September 1987 sowie das Abkommen zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Verhütung 
gefährlicher militärischer Aktivitäten vom 12. Juni 1989,


sind wie folgt übereingekommen:


Artikel 1


Die Vertragsparteien arbeiten auf der Grundlage der Grundsätze der unteilbaren, gleichen und 
ungeschmälerten Sicherheit und zu diesem Zweck zusammen:


unternehmen die Vertragsparteien keine Maßnahmen, beteiligen sich nicht an Aktivitäten und 
unterstützen keine Aktivitäten, die die Sicherheit der anderen Vertragspartei beeinträchtigen;


führen keine Sicherheitsmaßnahmen durch, die von jeder Vertragspartei einzeln oder im Rahmen 
einer internationalen Organisation, eines Militärbündnisses oder einer Koalition beschlossen 
wurden und die die zentralen Sicherheitsinteressen der anderen Vertragspartei untergraben 
könnten.


Artikel 2


Die Vertragsparteien bemühen sich zu gewährleisten, daß alle internationalen Organisationen, 
Militärbündnisse und Koalitionen, an denen mindestens eine der Vertragsparteien beteiligt ist, die 
in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Grundsätze einhalten.


Artikel 3


Die Vertragsparteien nutzen die Hoheitsgebiete anderer Staaten nicht zur Vorbereitung oder 
Durchführung eines bewaffneten Angriffs gegen die andere Vertragspartei oder anderer 
Maßnahmen, die die wesentlichen Sicherheitsinteressen der anderen Vertragspartei berühren.


Artikel 4


Die Vereinigten Staaten von Amerika verpflichten sich, eine weitere Osterweiterung der 
Nordatlantikvertrags-Organisation zu verhindern und den Staaten der ehemaligen Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken den Beitritt zum Bündnis zu verweigern.


Die Vereinigten Staaten von Amerika werden im Hoheitsgebiet der Staaten der ehemaligen Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken, die nicht Mitglieder der Nordatlantikvertrags-Organisation 
sind, keine Militärstützpunkte errichten, ihre Infrastruktur nicht für militärische Aktivitäten nutzen 
und keine bilaterale militärische Zusammenarbeit mit ihnen entwickeln.


Artikel 5


Die Vertragsparteien verzichten auf die Stationierung ihrer Streitkräfte und Rüstungsgüter, auch im 
Rahmen internationaler Organisationen, Militärbündnisse oder -koalitionen, in den Gebieten, in 
denen eine solche Stationierung von der anderen Vertragspartei als Bedrohung ihrer nationalen 
Sicherheit empfunden werden könnte; hiervon ausgenommen ist eine solche Stationierung 
innerhalb der nationalen Hoheitsgebiete der Vertragsparteien.


Die Vertragsparteien unterlassen es, schwere Bomber mit nuklearer oder nichtnuklearer 
Bewaffnung zu fliegen oder Überwasserkriegsschiffe jeglicher Art, auch im Rahmen internationaler 
Organisationen, Militärbündnisse oder -koalitionen, in den Gebieten außerhalb des nationalen 
Luftraums bzw. der nationalen Hoheitsgewässer zu stationieren, von wo aus sie Ziele im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei angreifen können.




Die Vertragsparteien halten den Dialog aufrecht und arbeiten zusammen, um die Mechanismen 
zur Verhinderung gefährlicher militärischer Aktivitäten auf und über der Hohen See zu verbessern, 
einschließlich einer Einigung über die maximale Annäherungsentfernung zwischen Kriegsschiffen 
und Flugzeugen.


Artikel 6


Die Vertragsparteien verpflichten sich, keine bodengestützten Mittelstreckenraketen und 
Kurzstreckenraketen außerhalb ihrer nationalen Hoheitsgebiete sowie in den Gebieten ihrer 
nationalen Hoheitsgebiete zu stationieren, von denen aus diese Waffen Ziele im nationalen 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei angreifen können.


Artikel 7


Die Vertragsparteien verzichten auf die Stationierung von Kernwaffen außerhalb ihrer nationalen 
Hoheitsgebiete und bringen solche Waffen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags 
bereits außerhalb ihrer nationalen Hoheitsgebiete stationiert sind, in ihre nationalen 
Hoheitsgebiete zurück. Die Vertragsparteien beseitigen alle bestehenden Infrastrukturen für die 
Stationierung von Kernwaffen außerhalb ihrer nationalen Hoheitsgebiete.


Die Vertragsparteien bilden kein militärisches und ziviles Personal aus Nichtkernwaffenstaaten für 
den Einsatz von Kernwaffen aus. Die Vertragsparteien führen keine Übungen oder Trainings für 
Mehrzweckkräfte durch, die Szenarien beinhalten, die den Einsatz von Kernwaffen einschließen.


Artikel 8


Der Vertrag tritt an dem Tag in Kraft, an dem die letzte schriftliche Notifikation über den Abschluss 
der für sein Inkrafttreten erforderlichen innerstaatlichen Verfahren durch die Vertragsparteien 
eingeht.


Geschehen in zwei Urschriften, jede in englischer und russischer Sprache, wobei beide Texte 
gleichermaßen verbindlich sind.


